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ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 15. Dezember 1980

zur Verabschiedung des Jahresberichts über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft ( 1980)
sowie zur Festlegung der wirtschaftspolitischen Leitlinien für 1981

(80/ 1265/EWG)

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

Artikel 1

Der Rat verabschiedet den im Anhang in Teil I ent­
haltenen Jahresbericht über die Wirtschaftslage der
Gemeinschaft ( 1980) und legt die in den Teilen II ,
III und IV enthaltenen Leitlinien für die Wirt­
schaftspolitik der Mitgliedstaaten im Jahr 1981 fest .

gestützt auf die Entscheidung 74/ 120/EWG des
Rates vom 18 . Februar 1974 zur Erreichung eines
hohen Grades an Konvergenz der Wirtschaftspolitik
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft ( ! ), in der Fassung der Entscheidung
75/787/EWG (2 ), insbesondere auf Artikel 4, Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten
gerichtet .auf Vorschlag der Kommission ,

Geschehen zu Brüssel am 15 . Dezember 1980 .nach Stellungnahme des Europäischen Parla­
ments (3 ),

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. SANTER
nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses (4 ) —

(') ABl . Nr. L 63 vom 5 . 3 . 1974, S. 16 .
( 2 ) ABl . Nr. L 330 vom 24. 12 . 1975 , S. 52 .
( 3 ) ABl . Nr. C 327 vom 15 . 12 . 1980, S. 42 .
(4 ) ABl . Nr . C 348 vom 31.12.1 980, S. 30.
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ANHANG

JAHRESBERICHT ÜBER DIE WIRTSCHAFTSLAGE DER GEMEINSCHAFT ( 1980)
UND LEITLINIEN FÜR DIE WIRTSCHAFTSPOLITIK 1981

zunahm, und zwar von rund einem Drittel im Jahr
1979 auf rund die Hälfte des viel größeren veraus­
sichtlichen Fehlbetrags in den Jahren 1980 bzw .
1981 . Die Gemeinschaft übernimmt also einen grö­
ßeren Teil des Gegenstücks zum OPEC-Überschuß
als die Vereinigten Staaten und Japan .

1 . DIE WIRTSCHAFT DER GEMEINSCHAFT
NACH DEM ZWEITEN ÖLPREISSCHUB

1 . Der außergemeinschaftliche Preisschock und die
Weltwirtschaft

Der Anstieg des Ölpreises von Ende 1978 bis Mitte
1980 hat eine Größenordnung erreicht, die real dem
Anstieg von 1973 /74 vergleichbar ist . Die Öleinfuhr­
rechnung der Gemeinschaft ist folglich von 2,4 %
des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 1978 auf etwa
3,7 % im Jahr 1980 ( ! ) gestiegen , was unmittelbar mit
rund 3 xk % auf das Verbraucherpreisniveau durch­
schlagen dürfte — die Preiserhöhungen bei anderen
Energieträgern nicht gerechnet . Der schwächere
Preisanstieg bei anderen Rohstoffen und die feste­
ren europäischen Wechselkurse haben sich aller­
dings dahin ausgewirkt, daß insgesamt die Ver­
schlechterung der Terms of Trade für die Gemein­
schaft 1979/80 weniger als die Hälfte dessen betrug,
was 1973/74 registriert wurde .

Nichtsdestoweniger ist der depressive Einfluß aus
dem Außenhandelssektor sehr stark . Die Zunahme
des Welthandels , im Jahr 1979 noch auf 6V2 % ver­
anschlagt , dürfte 1980 auf 2 x/i % abgesunken sein ;
für 1981 ist mit rund 2 % zu rechnen . Die Konjunk­
turzyklen im OECD-Bereich haben sich 1980 einan­
der angenähert ; die Produktionseinbußen der Verei­
nigten Staaten und der Gemeinschaft Fielen im
zweiten Quartal etwa gleich groß aus , und in beiden
Fällen wird etwa bis zum Jahresende mit einer sin­
kenden oder stagnierenden Produktion gerechnet .

Wegen des Ölschocks und zyklischer Einflüsse
bewegte sich die Leistungsbilanz der Gemeinschaft
von einem hohen Überschuß im Jahr 1978 zu einem
sehr großen Defizit im Jahr 1980 . Die Ölrechnung
allein erhöhte sich zwischen diesen beiden Jahren
um 60 Mrd . $ . Diese Tatsache muß teilweise als
unvermeidliche und anhaltende Veränderung akzep­
tiert werden . Die Wirtschaft der Gemeinschaft verlor
zugleich am Weltmarkt an Boden, mit der Folge,
daß ihr Anteil am Leistungsbilanzdefizit der OECD

2 . Gegenwärtige Trends und Aussichten für die
Wirtschaft der Gemeinschaft

Der Wirtschaftsaufschwung, der im Frühjahr 1980
zu Ende ging, dauerte etwa 2Vi Jahre . Während die­
ser Zeit betrug das Wachstum des Bruttoinlandspro­
dukts durchschnittlich 3V2 % pro Jahr. Dieses
Wachstum erwies sich als gerade ausreichend zur
Stabilisierung der offiziell registrierten Gesamtar­
beitslosigkeit bei etwa 5V2 % der Erwerbspersonen .
Hinter dieser Zahl verbirgt sich allerdings die Tatsa­
che , daß die Arbeitskräfteknappheit sich in Schlüs­
selregionen und Schlüsselberufen im gleichen Zeit­
raum beträchtlich verschärfte , was auf eine tenden­
zielle Zunahme der strukturellen Arbeitslosigkeit
hinweist .

Während die Vorausschätzungen der Kommission
für 1980 und 1981 (vgl . Tabelle 1 ) ein stetiges , lang­
sames Wachstum von 1,3% bzw. 0,6% ausweisen ,
sieht das Konjunkturprofil , das innerhalb dieser
Jahresdurchschnitte erwartet wird , wie folgt aus : Im
zweiten Halbjahr 1980 wird ein Tiefpunkt der Wirt­
schaftstätigkeit erreicht, von dem aus allmählich ein
langsames Wachstum einsetzt, das sich während des
Jahres 1981 fortsetzt . Die Gesamtarbeitslosigkeit
dürfte in beiden Jahren im Durchschnitt steigen ,
und zwar auf einen Jahresdurchschnittswert für 1981
von 6,8 %.

Die verfügbaren Realeinkommen der Haushalte
begannen im Frühjahr 1980 zu stagnieren, als die
Ölverteuerung und andere inflationistische Faktoren
auf die Verbraucherpreise durchschlugen und
zugleich die Löhne weniger stark stiegen . Bis zum
zweiten Quartal 1980 war durch einen Rückgang der
Sparquote das Wachstum des privaten Verbrauchs
noch erhalten geblieben ; dann scheint eine beschei­
dene ausgleichende Belebung der Spartätigkeit statt­
gefunden zu haben, so daß der Verbrauch im zwei­
ten und dritten' Quartal 1980 real zurückging. Der
wichtigste , unmittelbar auslösende Faktor der Wirt­
schaftsflaute ist der real nachlassende private Ver­
brauch in der Jahresmitte 1980 . Der Inlandsnachfra­
gerückgang war (von 4,6 % Zunahme im Jahr 1979
auf 1,1 % 1980) stärker als der Rückgang der Aus­
fuhren und der Produktion .

(') Der hypothetische Anstieg der Ölrechnung der
Gemeinschaft wegen der Verteuerung des Öls in Dol­
larpreisen zwischen Ende 1978 und Ende 1980 bei
konstanter Importmenge entspricht 3,4 % des BIP der
Gemeinschaft des Jahres 1978 oder 3,0 % , wenn die
Aufwertung der ECU gegenüber dem Dollar berück­
sichtigt wird . Die Verminderung des Öleinfuhrvolu­
mens sowie der Anstieg des nominalen BIP der
Gemeinschaft zwischen 1978 und 1980 führen dazu ,
daß die tatsächliche Erhöhung der Öleinfuhrrechnung
als Anteil am BIP im laufenden Jahr 1,6 % beträgt .
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Der Rückentwicklung des privaten Verbrauchs von
1980 folgte bald ein mäßiges Nachlassen der Vor­
ratsbildung. Andererseits blieb die private Investi­
tionstätigkeit bislang verhältnismäßig rege

(Zunahme um 2,1 % im Jahr 1980), und der reale
Verbrauch der öffentlichen Hand nahm ebenfalls
zu , wenngleich mit verlangsamtem Tempo (2,0 °/o)
gegenüber dem Vorjahr .

TABELLE 1

Die Wirtschaft der Gemeinschaft 1960 bis 1981

BIP
Zuwachs
real

Produktivi­
Produktivi­
wachs

Verbrau­
cherpreise
Anstieg

Einkom­
men aus

unselbstän­
diger Tätig­

keit

Leistungs­
bilanz

Defizit des
Staatssek­
tors

Sparquote
der priva­
ten Haus­
halte

Geldmen­
ge M2/M3
Zuwachs

Arbeitslose
in % der
Erwerbs­
personen

% ( 2 ) % ( 3 ) % ( 2 ) % ( 2 ) % BIP % BIP % % ( 2 ) %

1960-1972 4,8 4,6 4,0 9,3 0,5 - 0,3 11,3 2,2
1973 5,9 4,8 8,2 14,3 0,1 - 0,7 18,1 17,5 2,5
1974 1,7 1,6 12,7 16,9 - 1,0 - 1,7 18,6 12,4 2,9
1975 - 1,4 - 0,1 12,5 16,5 0,0 - 5,6 19,4 13,2 4,3

1976 5,0 5,2 10,3 12,4 - 0,5 - 3,8 18,0 12,7 4,9
1977 2,3 2,0 9,8 10,1 0,2 - 3,3 16,8 12,7 5,3
1978 3,0 2,6 7,3 9,7 0,8 - 4,0 16,8 13,5 5,5
1979 3,4 2,6 8,6 10,6 - 0,5 - 3,6 17,1 12,2 5,6
1980 1,3 1,2 12,0 13,1 - 1,5 - 3,5 16,6 10,6 6,0

1981 (») 0,6 0,9 9,7 10,3 - 1,2 - 3,9 16,9 9,0 6,8

(') Berechnungen der Kommission , ausgehend von der bisherigen oder zu erwartenden Politik .
(2 ) Prozentuale Veränderung gegenüber der Vorperiode .
( 3 ) Je Beschäftigten , Gesamtwirtschaft .

tionstrend geben , stiegen 1980 weniger schnell an .
Für 1981 wird bei den Verbraucherpreissteigerungen
mit einer ausgeprägteren Verlangsamung (auf 9,7 %)
gerechnet als im Falle der anderen Meßgrößen .
Dementsprechend war die auseinanderlaufende
Inflationsentwicklung auf der Verbraucherpreis­
ebene stärker ausgeprägt als bei den Preisen des BIP
und den Arbeitskosten : die Differenz zwischen den
höchsten und den niedrigsten Steigerungsraten der
Verbraucherpreise dürfte von 15 Prozentpunkten im
Jahr 1980 auf etwa 10 Punkte im Jahr 1981 fallen .

Die Erwartung, daß das Wachstum 1981 wieder
zunimmt, basiert auf der Annahme, daß das verfüg­
bare Realeinkommen im nächsten Halbjahr erneut
langsam steigen wird, und zwar bei geringer
Zunahme der Sparquote (im Gegensatz zu dem 1975
beobachteten starken Anstieg der Sparquote , durch
den die schwere Rezession nach dem ersten Ölpreis­
schub hauptsächlich ausgelöst wurde). Der Rück­
gang der Vorrats - und Investitionstätigkeit dürfte
auch 1981 relativ mäßig ausfallen, im Einklang mit
der sehr viel geringeren Erosion der Unternehmens­
erträge und der Liquidität im gegenwärtigen Zyklus
— wiederum im Vergleich mit 1973 bis 1975 . Die
Auslandsnachfrage dürfte sich ebenfalls im Jahr
1981 verbessern . Insgesamt dürfte das Risiko dieser
Vorausschau eher nach der negativen Seite neigen .

Die Beschleunigung der Verbraucherpreisinflation
— mit einer Zunahme von rund 12 % im Jahr 1980
gegenüber einem Tiefpunkt von rund 7 Vi? % im Jahr
1978 — war im Durchschnitt fast so stark wie 1974/
75 . Der BIP-Deflator und die Lohnstückkosten
jedoch, die verläßlichere Auskunft über den Infla

II . POLITISCHE FRAGEN FÜR DIE
GEMEINSCHAFT

1 . Der politische Rahmen

Die fundamentalen mittelfristigen Ziele bestehen
darin , die Beschäftigung bei verbesserter Preisstabi­
lität und Wettbewerbsfähigkeit zu steigern . An die
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gegenwärtige Wirtschaftslage angepaßt, wie sie sich
im Herbst 1980 darbietet, heißt das , daß die
Gemeinschaft folgende Ziele anstreben muß :

a) Gesicherte und wesentliche Verlangsamung der
Inflation und erneute Konvergenz der Mitglied­
staaten . Eine gewisse durchschnittliche Verlang­
samung ist jetzt in Sicht, und einige Aspekte der
neueren Preis - und Kostenentwicklung sind zu
begrüßen ; es gilt jedoch, diese positiven Züge
rasch zu konsolidieren und zu verstärken .

b) Der gegenwärtige konjunkturelle Abschwung
darf nicht zur Rezession kumulieren . Es muß
sichergestellt werden , daß das wahrscheinliche
erneute Wachstum 1981 auf einer Bahn bleibt,
die beibehalten werden kann .

c) Erhaltung der Kontrolle über die Währungsent­
wicklung in Europa und Unterstützung der
Bestrebungen, die gemeinschaftlichen und inter­
nationalen Währungsvereinbarungen neuen
Bedürfnissen anzupassen .

d) Vorrang gebührt bei der Haushaltspolitik der
Anpassung der Ausgaben der öffentlichen Hand
und der Steuern an die Notwendigkeit, das Pro­
duktivpotential wiederherzustellen .

e) Rasche Investitionen in den Bereichen Energie­
einsparung und Energieerzeugung.

f) Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der
Gemeinschaft , Stärkung der Investitionstätig­
keit, Förderung der Mobilität von Ressourcen in
Richtung auf neue Industrien und Sektoren mit
dauerhaftem Wachstumspotential , Verbesserung
der Marktmechanismen, damit produktive Inve­
stitionen und die Schaffung von Arbeitsplätzen
begünstigt werden .

g) Es gilt , die Probleme der Arbeitslosigkeit durch
eine Kombination von Maßnahmen anzupak­
ken : Schaffung wirtschaftlich gesunder Arbeits­
plätze , Anpassung der Arbeitskräfte an die
neuen Gegebenheiten , Erleichterung der Last,
die mit der zeitweilig unvermeidlich hohen
Arbeitslosigkeit verbunden ist .

Zwar liegen die meisten wirtschaftspolitischen Instru­
mente zur Verfolgung dieser Ziele bei den Mitglied­
staaten, doch fällt der Gemeinschaft in zweierlei
Hinsicht eine wesentliche Rolle und Verantwortung
zu :

a) Festlegung eines abgestimmten Rahmens für
Aktionen der Mitgliedstaaten , in dem einerseits
die Grundlage der gemeinsamen politischen
Ausrichtung vorgezeichnet wird und anderer­
seits — wo die Mitgliedstaaten sich auseinan­
derentwickeln — klargestellt wird , in welcher

Hinsicht die Konvergenz auf eine Gemein­
schaftsnorm hin angestrebt werden sollte .

b) Gezielter Einsatz ihrer eigenen finanziellen,
monetären und sektoralen politischen Instru­
mente zur Erreichung dieser Ziele .

Die konzertierte Reaktion auf die gegenwärtige Wirt­
schaftslage sollte auf der richtigen strategischen
Mischung der Angebots- und Nachfragepolitiken
beruhen , vor allem auf dem ausgewogenen Verhält­
nis ihrer Anwendung auf kurz- und mittelfristige
Probleme. Bei kurzfristigen Anpassungen sollte mit
mehr Bedacht vorgegangen werden als zuweilen im
letzten Jahrzehnt, und mehr Schwergewicht sollte
auf die Reduzierung der mittelfristigen Inflationser­
wartungen und die Verbesserung der Angebotsbe­
dingungen in der Wirtschaft gelegt werden .

Dies bedeutet wiederum eine stetigere Steuerung der
monetären Aggregate , Wechselkurse und Haushalts­
bilanzen als in früheren Konjunkturzyklen und eine
starke Einflußnahme auf die zahlreichen politischen
Variablen innerhalb der Gesamtstruktur der öffentli­
chen Ausgaben, der Besteuerung und Reglementie­
rung im Hinblick auf die Stärkung der Wirtschafts­
kraft .

Unterschiede in der Wirtschaftstruktur der Mitglied­
staaten sind in vieler Hinsicht natürlich und wün­
schenswert — etwa bei der Erzielung des höchsten
komparativen Vorteils und der Anpassung an örtli­
che Vorlieben und Gegebenheiten — obwohl die
Gemeinschaft eine Konvergenz des Niveaus der
wirtschaftlichen Entwicklung anstrebt. Darüber hin­
aus ist eine Konvergenz der Mitgliedstaaten hin­
sichtlich Inflation und Kosten, Unternehmensrenta­
bilität und Finanzpolitik — und damit der Wettbe­
werbsbedingungen — ein vitales Problem für die
Gemeinschaft als Ganzes . Die Übereinstimmung
darüber nimmt in der Gemeinschaft zu , daß diese
Konvergenz einhergehen muß mit einer Verbesse­
rung der durchschnittlichen Inflationsrate, der
durchschnittlichen internationalen Wettbewerbsfä­
higkeit und der durchschnittlichen Investitionsquote
in der Gemeinschaft ; Erfolge in einem dieser Teil­
bereiche werden sich gegenseitig verstärken .

Die vorhandenen und potentiellen gemeinschafts­
eigenen wirtschaftspolitischen Instrumente können
von großer Bedeutung für die konstruktive Lösung
der gegenwärtigen Probleme sein . Zu erwähnen sind
eine kohärente Handhabung und Weiterentwick­
lung ihrer wirtschaftspolitischen Instrumente im
Bereich des Außenhandels , der Landwirtschaft, der
Industrie, des Wettbewerbs , der Beschäftigung und
der Regionalentwicklung. Zwei wirtschaftspolitische
Bereiche haben unter den gegenwärtigen Umstän­
den eine ganz besondere Bedeutung : Währungs­
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liehe Geldmengenwachstum ein konjunkturelles
Wachstum nicht . Wird der zugrunde liegende erwar­
tete Inflationstrend beträchtlich gesenkt und lassen
sich unmittelbare Ergebnisse bei Preisen und
Kosten erzielen , so würden die Aussichten für wei­
tere beträchtliche Zinssenkungen, falls die interna­
tionale Zinsentwicklung entsprechend verläuft, gut
werden .

und Wechselkurspolitik sowie Energiepolitik . Das
europäische Währungssystem spielt eine wesentliche
Rolle bei der Herausbildung miteinander vereinba­
rer nationaler Währungspolitiken , die auf Stabilität
und Konvergenz gerichtet sind . Es stellt auch für die
Gemeinschaft in ihren Wirtschaftsbeziehungen mit
der übrigen Welt in verschiedener Hinsicht einen
wichtigen Brückenkopf dar : Die Wechselkursrela­
tionen zwischen der ECU, dem Dollar und dem Yen
sind von lebenswichtiger Bedeutung für die Kohä­
renz der gemeinschaftlichen Handelspolitik in der
Welt ; die ECU hat möglicherweise eine Rolle in der
sich verändernden Struktur der internationalen
Reservemedien zu übenehmen . Gemeinsame ener­
giepolitische Schritte müssen weitere Anstrengun­
gen bei den Investitionen und der Forschung (teil­
weise unterstützt durch die eigenen Finanzierungs­
instrumente der Gemeinschaft wie EIB-Darlehen
und Einsatz des neuen Gemeinschaftsinstruments)
erfordern und eine verstärkte Abstimmung der
nationalen En^rgiepolitik hinsichtlich der Preise ,
der Besteuerung und der staatlichen Eingriffe vor­
aussetzen .

b) Einkommen

Eine ausgeprägte Verlangsamung des Inflationstem­
pos ist eine wichtige Vorbedingung für eine größere
Investitionsneigung und eine Stärkung des Vertrau­
ens der privaten Haushalte ; dies wiederum ist erfor­
derlich, um ein vorbeugendes Emporschnellen der
Sparquote und einen Rückgang des Verbrauchs zu
verhüten . Gewerkschaften und Unternehmen haben
eine wichtige Aufgabe bei der Sicherung der Infla­
tionseindämmung. Das Verhalten der Tarifpartner
muß sich den durch die Stabilitätspolitik gegebenen
Zwängen anpassen und die Notwendigkeiten einer
wettbewerbsfähigen Kostenstruktur zwischen Indu­
strien und Ländern respektieren. Geschieht dies , so
können mit der Verringerung der Inflation die
Beschäftigungsaussichten verbessert werden . Wer­
den diese Erfordernisse nicht respektiert, so werden
sich die Kosten der Preisstabilisierung — was die
Beschäftigung angeht — stark erhöhen .

Angesichts der Erfordernis , daß ein zunehmender
Teil des Sozialprodukts für Investitionen und für
die Steigerung des Exportvolumens gegenüber dem
Importvolumen aufgewendet werden muß, um das
Leistungsbilanzdefizit zu verringern, sollten die
Reallöhne bestenfalls in einigen Mitgliedstaaten nur
geringfügig steigen . In anderen Mitgliedstaaten —
wo die Ertragslage der Unternehmen offenkundig
unzureichend ist, die Inflationsraten am höchsten
sind, die Arbeitslosenquoten rasch steigen und die
größten Zahlungsbilanzanpassungen erforderlich
sind — erscheinen sogar gewisse Reallohneinbußen
als wünschenswert . In der Gemeinschaft als Ganzes
dürfen die Reallöhne in den kommenden Jahren
nicht im vollen Umfang der Produktivitätsfort­
schritte steigen .

In Anbetracht der vorrangigen Aufgabe, die Infla­
tion einzudämmen , und des geringen oder nicht vor­
handenen Spielraums für höhere Löhne müssen die
Nominallohnerhöhungen im kommenden Jahr im all­
gemeinen geringer ausfallen . Im letzten Jahr sind
die Nominallöhne beschleunigt gestiegen, wenn
auch weniger stark als in einem vergleichbaren Zeit­
raum nach dem ersten Ölpreisschub . Verglichen mit
den Reaktionen auf den ersten Ölpreisschub ist die
Anpassung also im letzten Jahr teilweise besser
gelungen . In einigen Ländern ist die Verschlechte­
rung der „Terms of Trade" durch die Lohnvereinba­
rungen abgefangen worden . In einigen Ländern mit

2 . Maßnahmen zur Stabilisierung und Erholung

a) Geldpolitik

Das vorrangige Ziel der Geldwertstabilität (als Wert
an sich und als Vorbereitung für weiteres Wachs­
tum) verlangt, daß die monetären Aggregate auf ste­
tigem Kurs gesteuert werden . Die Politik war in die­
ser Hinsicht in letzter Zeit erfolgreicher als zum
Beispiel 1973 bis 1975 . Ungeachtet zuweilen kurzfri­
stig aufgetretener Probleme der Geldmengensteue­
rung hat die Geldvermehrung im ganzen in der
Gemeinschaft von 13V2 % im Jahr 1978 auf heute
rund 10% abgenommen, während sie 1973 auf
1 7 V2 % gestiegen war. Im vor uns liegenden Jahr
sollte die durchschnittliche Zunahme der Geld­
menge weiterhin leicht sinken in der Weise, daß
eine gewisse Entspannung der monetären Lage in
den Mitgliedstaaten möglich ist , wo das gegenwär­
tige Ergebnis unter der Zielmarke liegt, und daß sich
in anderen Staaten die Geldmengenzunahme
beträchtlich verlangsamt .

Eine stetige Geldmengenpolitik in dem bevorste­
henden Zeitraum ist nicht unvereinbar mit dem
Bemühen , eine Erholung des Konjunkturzyklus her­
beizuführen . Im Gegenteil , sie wäre vereinbar mit
einer Senkung der Zinssätze, die in verschiedenen
Mitgliedstaaten bereits eingesetzt hat . Die restriktive
Wirkung der Geldpolitik aber und die Wünschbar­
keit einer abgestimmten Senkung der Zinssätze hän­
gen beide entscheidend mit einer Verringerung der
Inflationsrate zusammen . Wird die Inflationsrate
verringert, so behindert das geforderte durchschnitt­
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Lohnindexierung wurden Schritte unternommen,
um die Indexmechanismen zu modifizieren (Däne­
mark) oder die Indexierung zeitweise auszusetzen
(Niederlande), damit der Ölpreisanstieg nicht noch
zusätzlich eine sekundäre Kosteninflation auslöst .
Aber die Ergebnisse in dieser Hinsicht sind unein­
heitlich . Einige andere Länder haben ihre Indexme­
chanismen nur unzureichend angepaßt bzw . zu hohe
Nominallohnsteigerungen hingenommen ; diese
Divergenzen können nicht fortdauern, ohne der
Wirtschaft realen Schaden zuzufügen .

bekundet, dem System beizutreten , sobald es die
Verhältnisse gestatten); eine einheitlichere Position
der Gemeinschaft bei der internationalen währungs­
politischen Kooperation , einschließlich der Formu­
lierung einer abgestimmten Politik gegenüber den
wichtigsten internationalen Währungen, insbeson­
dere gegenüber dem Dollar und dem Yen .

Die Gemeinschaft sollte das Ihre dazu beitragen,
daß zur Rückschleusung der OPEC-Überschüsse
angemessene Vereinbarungen getroffen werden .
Über die Unterstützung der Anstrengungen der
internationalen Organisationen, in denen alle Län­
dergruppen vertreten sind, hinaus sollte die
Gemeinschaft eine Anpassung ihrer eigenen zah­
lungsbilanzwirksamen Darlehens- und Anleihetätig­
keiten an die neuen Gegebenheiten vornehmen .

Es ist nicht angebracht, einfache Pauschalurteile
über die Auswirkungen von Indexmechanismen als
solchen zu fällen , weil graduelle Unterschiede beste­
hen können, die sich letzten Endes kaum von dem
Problem der allgemeinen Lohnfindung abheben . Es
bleibt dennoch höchst wünschenswert, daß derartige
Indexmechanismen, wo vorhanden, hinreichend fle­
xibel und in Grenzen gehandhabt werden, so daß
unvermeidliche Verschlechterungen der Terms of
Trade nicht auf die Preise abgewälzt werden , und
daß die sonstigen erforderlichen Anpassungen von
Einkommensverteilung oder Steuerstruktur vorge­
nommen werden können , ohne zusätzliche Infla­
tionsimpulse zu geben .

c) Internationale Währungspolitik

Die Wechselkurse, wie sie im Rahmen des Europä­
ischen Währungssystems definiert sind, bilden den
Eckpfeiler bei der Verwirklichung der gemeinschaft­
lichen Wirtschaftspolitik . Die Wechselkursstabilität
in der Gemeinschaft hat im letzten Jahr dazu beige­
tragen, daß die Auseinanderentwicklung der Infla­
tionsraten in Grenzen gehalten wurde und den
Unsicherheitsfaktoren angesichts des zweiten
Ölschocks besser begegnet werden konnte . Die
Währungspolitik wies im letzten Jahr innen wie
außen mehr Konvergenz auf als die reale Wirtschaft
selbst . Die realen wirtschaftlichen Größen müssen
sich jetzt beschleunigt in der oben angedeuteten
Weise anpassen .

d) Haushaltspolitik

Bei den derzeitigen monetären und finanziellen
Sachzwängen ist der Spielraum für globale haus--
haltspolitische Maßnahmen zur Ankurbelung der
Wirtschaftstätigkeit während des Konjunkturab­
schwungs nur klein . Das vermehrte Steueraufkom­
men ist allerdings auf automatische Steuerstabilisa­
toren zurückzuführen, die während der nächsten
zwölf Monate wahrscheinlich zu einem langsameren
Anstieg führen werden , so daß der derzeitige
Umfang der Haushaltsdefizite nur mit Hilfe zusätz­
licher Ausgabenkürzungen gehalten werden könnte ,
die die Wirtschaftstätigkeit eher noch stärker brem­
sen würden . Die Mitgliedstaaten sollten daher als
Gesamtheit bereit sein , 1981 eine gewisse Erhöhung
des staatlichen Finanzierungsdefizits hinzunehmen ,
doch befreit dies bestimmte Mitgliedstaaten nicht
von der Verpflichtung, ihre öffentlichen Defizite zu
verringern , wenn diese allzu stark angewachsen sind
und der Währungsstabilität sowie einer effizienten
Ressourcenallokation schaden .

Die wichtigsten haushaltspolitischen Änderungen in
der Gemeinschaft insgesamt müssen an der Struktur
der öffentlichen Ausgaben und Steuern ansetzen .
Hier muß die Stärkung der strukturellen Grundla­
gen der Wirtschaft und die Förderung des Wirt­
schaftswachstums durch Anpassung der Angebots­
bedingungen Vorrang haben . Die Regierungen soll­
ten sich bemühen, den Zuwachs der öffentlichen
Verbrauchsausgaben sowie Zuschüsse oder Übertra­
gungen zur Finanzierung des Privatverbrauchs ein­
zuschränken, damit in den öffentlichen Haushalten
mehr Spielraum für wachstumswirksame Ausgaben
geschaffen wird .

Dies bedeutet eine Veränderung des Trends, der in
den letzten Jahren zu erkennen war. Während die
öffentlichen Ausgaben in der Gemeinschaft im Ver­
hältnis zum Bruttoinlandsprodukt auf eine Rekord­

Die Schritte , die zu tun sind, um, wie vom Europä­
ischen Rat in Bremen und Brüssel 1978 vorgesehen ,
in die zweite Phase des Europäischen Währungssy­
stems einzutreten, sollten sein Funktionieren weiter
verbessern und seine — schon wichtige — Rolle bei
der Stabilisierung der Wechselkurse verstärken . Von
den vom Europäischen Rat gesetzten Zielen seien
die folgenden in Erinnerung gebracht : Entwicklung
der Rolle der ECU, damit sie als vollständiges Aus­
gleichs* und Reservemedium genutzt werden kann ;
die Konsolidierung der Mechanismen des Systems
im Europäischen Fonds für währungspolitische
Zusammenarbeit ; die vollständige Mitgliedschaft
aller Mitgliedstaaten der Gemeinschaft (das Verei­
nigte Königreich hat seine grundsätzliche Absicht
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men unternehmen , nicht zuletzt bei Vorhaben, die
für eine Förderung durch Gemeinschaftsmittel oder
sonstige finanzielle Beihilfen in Frage kommen . Im
Laufe des nächsten halben Jahres wird sich zeigen ,
ob sich die Wirtschaftstätigkeit ausreichend erholen
wird . Am größten ist der Bedarf an öffentlichen
Investitionen in Bereichen wie Umweltschutz,
Stadtsanierung und Energieeinsparung bei Woh­
nungsbauten .

höhe angestiegen sind, ist ein zunehmender Anteil
dieser Ausgaben zur Finanzierung des Verbrauchs
entweder direkt durch den Staatsverbrauch oder
indirekt durch Übertragungen zur Finanzierung des
Verbrauchs der privaten Haushalte verwendet wor­
den . Umfangreiche Zuschüsse oder vermögenswirk­
same Übertragungen an gefährdete Industriezweige
wurden ebenfalls als vorrangig angesehen , um not­
dürftig Löcher zu stopfen und Entlassungen oder
Betriebsschließungen zu verhindern , auch wenn so
oft Unternehmen mit schwacher Produktivität
gestützt und die notwendigen Strukturveränderun­
gen blockiert wurden .

Auf der anderen Seite sind öffentliche Investitionen
und sonstige Arten von nicht zwingend vorgeschrie­
benen Ausgaben ernstlich eingeschränkt worden ,
um das Gesamtdefizit des Haushalts in mit der
monetären und finanziellen Stabilität zu vereinba­
renden Grenzen zu halten . Trotz der Notwendigkeit
einer Belebung der Investitionstätigkeit und Stär­
kung des Vertrauens der Wirtschaft bürden außer­
dem die Steuersysteme allgemein den Unternehmen
eine vergleichsweise hohe steuerliche Belastung auf.
Aus ähnlichen Gründen werden oft auch Haushalts­
maßnahmen , mit denen steuerliche Erleichterungen
für energiesparende Investitionen gewährt oder For­
schung und Entwicklung gefördert werden sollen ,
sowie vermögenswirksame Übertragungen und
Zuschüsse zum Ausbau von Gemeinschaftseinrich­
tungen sowie Verkehrs- und Fernmeldeeinrichtun­
gen erheblich eingeschränkt .

Daher muß die Struktur der öffentlichen Ausgaben
und der Steuern energisch zugunsten von Maßnah­
men verändert werden , die der Vergrößerung des
Produktionspotentials dienen . Dies bedeutet auch
eine Einschränkung der automatischen Wachstums­
dynamik von Sozial - und Verbrauchsausgaben und
eine rigorose Kürzung von Subventionen , die nicht
mehr vordringlichen wirtschaftlichen Erfordernissen
entsprechen . In ähnlicher Weise sollte die Preisge­
staltung der öffentlichen Unternehmen die vollen
ökonomischen Kosten widerspiegeln . Die rein
makroökonomische, konjunkturbedingte Funktion
der Nachfragesteuerung muß mehr eingeschränkt
werden . Die Beschäftigungs - und Wachstumsziele
müssen im Rahmen der gegebenen Haushaltsaggre­
gate durch Veränderung der Prioritäten bei den ein­
zelnen Ausgabeprogrammen und steuerlichen
Instrumenten verfolgt werden .

Die Vorbereitung von Programmen für Investitionen
der öffentlichen Hand und für Gemeinschaftseinrich­
tungen braucht Zeit, und die Erfahrung hat zumin­
dest in einigen Mitgliedstaaten gezeigt, daß das
Fehlen ausgereifter Projekte und die Langwierigkeit
der Verwaltungsverfahren vielfach die Investitions­
tätigkeit stärker einengen als die Verfügbarkeit von
Mitteln . Mitgliedstaaten , die nicht bereits über eine
gewisse Reserve an „Schubladenplänen" verfügen ,
könnten daher bereits jetzt zweckmäßige Schritte zur
beschleunigten Planung von Investitionsprogram­

e) Energiepolitik

Die Energieversorgung belastet gegenwärtig das
Wirtschaftswachstum erheblich . Dies hat den Rat
veranlaßt, am 13 . Mai 1980 für 1990 folgende neuen
energiepolitischen Ziele zu verabschieden :

i ) Verringerung des Verhältnisses zwischen der
Zuwachsrate des Energieverbrauchs und der
Zuwachsrate des BIP auf 0,7 (und später auf
dem Gipfeltreffen der westlichen Welt in Vene­
dig auf 0,6);

ii ) Senkung des Erdölverbrauchs auf 40% des
gesamten Energieverbrauchs ;

iii ) Steigerung des Anteils von Kohle und Kernener­
gie an der Stromerzeugung auf 70 bis 75 % ;

iv ) beschleunigte Nutzung neuer und regenerativer
Energiequellen ;

v ) Verfolgung einer Energiepreispolitik , die mit
diesen Zielen vereinbar ist .

Obwohl die Öleinfuhrrechnung dfer Gemeinschaft
sich auf llOMrd . $ belief, dürfte die eingeführte
Menge 1980 gegenüber 1979 beträchtlich gefallen
sein ( in den ersten neun Monaten von 1980 um 14%
gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum).
Dies ist jedoch zu einem großen Teil auf das lang­
same Wirtschaftswachstum und eine technische
Anpassung nach der starken Vorratsbildung im Jahr
1979 zurückzuführen und nicht Ausdruck angemes­
sener Erfolge bei der Einsparung von Energie . Die
Kommission überprüft gegenwärtig, ob die nationa­
len Energieprogramme angemessen sind, und wird
dem Rat schon bald eine Mitteilung darüber zulei­
ten . Wenn die energiepolitischen Ziele bis Ende die­
ses Jahrzehnts erreicht werden sollen , könnten sich
verstärkte Anstrengungen als notwendig erweisen .

Es bestehen große Möglichkeiten für Investition
und Beschäftigung im Bereich der Energieeinspa­
rung oder -erzeugung. Vor allem die notwendigen
Energieeinsparungsmaßnahmen sowohl in den
Haushalten als auch in den Unternehmen sind so
umfangreich, daß sie sich nachhaltig auf die
gesamte Investitions- und Beschäftigungstendenz
auswirken würden . Während energiesparende Inve­
stitionen gegenüber dem Preis der Energieversor­
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gung zunehmend wettbewerbsfähiger werden , zeigt
der tatsächliche Umfang der Investitionen, daß die
bestehenden Möglichkeiten bislang nicht genutzt
worden sind . Eine Senkung der Öleinfuhren durch
energieeinsparende Investitionen , die Ausdehnung
der einheimischen Energieversorgung und eine Ver­
ringerung des Energieverbrauchs für Heizung und
Transport werden der Wirtschaftstätigkeit größere
Impulse geben als konventionelle Nachfragesteue­
rungsmaßnahmen, die normalerweise durch den
Einfuhr-Sickereffekt in ihrer Wirkung beträchtlich
abgeschwächt werden . Viele energiesparende Inve­
stitionen betreffen die Bauwirtschaft, die gegenwär­
tig in den meisten Ländern Kapazitätsüberhänge
hat ; Engpässe gibt es dagegen beim Angebot an
Fachkräften und Fachdiensten für energiesparende
Maßnahmen .

Die wichtigsten wirtschaftspolitischen Instrumente ,
mit denen massive Anstrengungen zur verstärkten
Energieeinsparung und -erzeugung gefördert werden
können , liegen im Bereich der Preis- und Steuerpoli­
tik und Investitionsfinanzierung ; zu beiden Themen
hat die Kommission dem Rat im Laufe dieses Jahres
Mitteilungen unterbreitet . Im allgemeinen haben die
Mitgliedstaaten zu Recht eine härtere Preispolitik
als nach dem ersten Ölschock verfolgt : Die Preis­
steigerungen sind in einigen Ländern schneller an
die Verbraucher weitergegeben worden , und im letz­
ten Jahr sind wesentliche Steuererhöhungen vorge­
nommen worden . Die Energieverbraucherpreise
klaffen zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten
stark auseinander. Die Konzertierung der einzel­
staatlichen Energiepolitik sollte insbesondere im
Bereich der Preise und der Steuern verbessert wer­
den .

Zur Finanzierung von Investitionen im Energiebe­
reich sollten von den Staatshaushalten Energieein­
sparung sowie Forschungs- und Entwicklungspro­
gramme in geeigneter Weise mit Vorrang unterstützt
werden . Neben der Erdöl - und Erdgasförderung
besteht ein sehr hoher Kreditbedarf für anspruchs­
volle Investitionsprogramme, beispielsweise für
Kernkraftwerke und Kohlezechen , und in diesen

« Fällen könnten die Finanzinstrumente der Gemein­
schaft eine gewisse Rolle spielen .

Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoin­
landsprodukt wieder steigt . Überdies wird die not­
wendige Erneuerung bestimmter Teile des Produk­
tionsapparats zwecks Verringerung des Energiever­
brauchs , Beachtung von Umweltschutzvorschriften,
Senkung von Kosten usw . eine zumindest vorüber­
gehende Erhöhung der Investitionsquote auch ohne
Beschleunigung des gesamtwirtschaftlichen Wachs­
tums notwendig machen .

Die wirtschaftliche Erholung muß sich auf die
Expansion von Industrien mit künftigem Wachstums­
potential und auf verstärkte Investitionen zur
Gewährleistung des damit verbundenen wirtschaftli­
chen Strukturwandels stützen . Es ist nicht leicht , für
die Gemeinschaft als Ganzes die Maßnahmen ange­
messen zusammenzufassen , die diese Ziele erreich­
bar werden ließen . Es können einige wichtige Bei­
spiele angeführt sowie allgemeine wirtschaftspoliti­
sche Bereiche identifiziert werden , die größere
Beachtung verdienen .

Bei den Industrien mit Wachstumspotential handelt
es sich teilweise um neue Industrien , beispielsweise
die Mikroelektronik, in denen die Gemeinschaft
rasch ihre relative Stellung unter den Industrienatio­
nen ausbauen muß . In dem bereits erwähnten
Bereich der Energieeinsparung besteht eine umfang­
reiche latente Nachfrage, die durch Einführung von
neuem Know-how und neuen Produkten in die vor­
handenen Strukturen der Bauwirtschaft und der
hauswirtschaftlichen Dienste gedeckt werden kann .

Die Gemeinschaft hat bei der Förderung neuer
Industrien und Produkte eine besondere Rolle zu
spielen . Die Kommission ihrerseits beabsichtigt, vor
allem im Bereich der Binnenmarktregelungen die
Festlegung technischer Normen für neue Produkte
auf Gemeinschaftsebene schon im Vorstadium zu
fördern , anstatt nachträglich die einzelstaatlichen
Vorschriften harmonisieren zu müssen .

Immer mehr setzt sich die Erkenntnis durch, daß
Klein- und Mittelbetriebe häufig großen Spielraum
für die Schaffung neuer Arbeitsplätze durch flexible
Anpassung an die wechselnden Marktbedingungen
bieten . Die Kommission wird dem Rat daher dem­
nächst eine Mitteilung darüber vorlegen , wie , um
auf Gemeinschaftsebene eine Diskussion darüber zu
eröffnen , die Entwicklung von solchen Unterneh­
men am besten gefördert werden kann .

Die Investitionsbereitschaft und die Versorgung der
Unternehmen mit Kapital hängen teilweise von der
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage und Produktion
ab, doch kann das Investitionsklima auch stark von
bestimmten Elementen des Steuer- und Finanzie­
rungssystems beeinflußt werden wie Besteuerung
von Gewinnen und Dividenden, Abschreibungsre­
geln , Vorzugsfinanzierung, direkte Zuschüsse usw .

f) Industrie- und Investitionspolitik

Seit 1974 ist die Anlageinvestitionsquote erheblich
niedriger als in den sechziger Jahren : der Anteil der
Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt
hat sich von etwa 25 % im Zeitraum bis 1974 auf fast
20 % in den achtziger Jahren verringert . Teilweise
wegen der rückläufigen Anlageinvestitionen könnte
die potentielle wirtschaftliche Wachstumsrate von
etwa 4,5 % im Zeitraum 1960 bis 1973 auf rund 2,5 %
in der Zeit seit dem Ölschock von 1973 zurückgefal­
len sein . Eine schrittweise Rückkehr zu höheren
Wachstumsraten ist nur dann möglich, wenn der
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Die Politik in diesen Bereichen ist von Land zu
Land höchst unterschiedlich und äußerst komplex .
Mehrere Mitgliedstaaten haben in jüngster Zeit ihre
Beihilfe- und Steuersysteme bezüglich der Investi­
tionen angepaßt, und eine genauere Untersuchung
der wirkungsvollsten Techniken auf diesem Gebiet
auf Gemeinschaftsebene dürfte gerechtfertigt sein .

ben im Vergleich zu einer absoluten oder prozentua­
len Anhebung der Arbeitslosenunterstützung ein
Beispiel dafür, welche Art von Änderungen in der
Struktur der öffentlichen Ausgaben angestrebt wer­
den soll . Nur ein kleiner Teil der Altersgruppe zwi­
schen 15 und 25 Jahren absolviert eine Berufsausbil­
dung. In einer Zeit rascher Strukturveränderungen
wird auch die Nachfrage nach Ausbildung und
Umschulung zunehmen . Die Gemeinschaft hat sich
an Berufsbildungsprogrammen und beschäftigungs­
fördernden Maßnahmen über den Europäischen
Sozialfonds beteiligt , der 1979 für diese Zwecke
300 Millionen ECU bereitgestellt hat .

Zur Anpassung von Nachfrage und Angebot am
Arbeitsmarkt würde eine beschleunigte Arbeitszeit­
verkürzung allein noch keine Umverteilung des vor­
handenen Arbeitsvolumens gewährleisten und
könnte neben der Gefahr von Kostensteigerungen
wegen des Entstehens gewisser Engpässe zusätzliche
Arbeitslosigkeit schaffen . Eine flexiblere Gestaltung
der Arbeitszeit kann jedoch noch auf vielen anderen
Wegen erreicht werden : Sozialversicherungsvor­
schriften und Arbeitsrecht schränken in mehreren
Mitgliedstaaten die Teilzeitbeschäftigung ein und
sollten daher überprüft werden . Obwohl solche
Schritte das Angebot an Arbeitskräften in einigen
Mitgliedstaaten erhöhen würden , dürfte der Einfluß
auf den Arbeitsmarkt insgesamt positiv sein , wie
einige Erfahrungen gelehrt haben . Eine generelle
Senkung des Rentenalters läge nicht unbedingt im
Interesse aller Arbeitnehmer und stünde außerdem
im Widerspruch zu den Sterblichkeits - und Gesund­
heitstrends . Eine flexiblere Handhabung der Alters­
grenze entsprechend der Gesundheit , den Wünschen
und Fähigkeiten des Einzelnen mit der Möglichkeit
eines schrittweisen Ausscheidens aus dem Berufsle­
ben durch Teilzeitarbeit für Personen ab einem
bestimmten Alter könnte allerdings erheblich zur
Wohlfahrt älterer Mitbürger beitragen und zusätzli­
che Beschäftigungsmöglichkeiten für Jugendliche
schaffen .

g) Beschäftigungspolitik

In unmittelbarer Zukunft dürfte das Zusammentref­
fen mehrerer Faktoren , die den Arbeitsmarkt beein­
flussen , zu einem gewissen Anstieg der Arbeitslosig­
keit führen . Erstens wird sich das demographisch
bestimmte Arbeitskräfteangebot Anfang der achtzi­
ger Jahre um maximal 2 V2 bis 3 Millionen Jugendli­
che erhöhen , die jedes Jahr neu auf den Arbeits­
markt drängen . Zweitens hat der neuerliche
Ölschock zu erheblichen Einbußen an Wirtschafts­
potential geführt, und es wird Zeit, Investitionen ,
Umschulung und Reorganisation brauchen , um
diese Einbußen wieder wettzumachen . Da diese
neue Anpassungsphase mit der Notwendigkeit einer
Senkung der Inflationsrate einhergeht, würde das
Zusammentreffen dieser Umstände spontan zu
einem scharfen Anstieg der Gesamtarbeitslosigkeit
führen . Davon würden die Jugendlichen , die neu
auf einem schwachen Arbeitsmarkt erscheinen ,
besonders hart getroffen .

Infolgedessen muß sich die Beschäftigungspolitik
von folgenden besonderen Prioritäten leiten lassen :

i ) Regelung der besonderen Probleme der zuneh­
menden Jugendarbeitslosigkeit,

ii ) Anpassung der beruflichen Fertigkeiten an das
neue Nachfragemuster und

iii ) besserer Ausgleich von Angebot und Nachfrage
am Arbeitsmarkt in einer Weise , die die Wettbe­
werbsfähigkeit der Industrie oder die notwen­
dige flexible Anpassung der Wirtschaftsstruktu­
ren nicht beeinträchtigt .

In einigen Mitgliedstaaten sind besondere Beschäfti­
gungs- oder Einstellungsbeihilfen für Jugendliche
eingeführt worden , manchmal , um die Auswirkun­
gen von Mindestlohnvorschriften auszugleichen ,
und in zumindest einem Mitgliedstaat bestand eine
Zeitlang ein direkter Zusammenhang zwischen vor­
zeitiger Pensionierung und Einstellung neuer junger
Arbeitnehmer. Solche Regelungen können eine viel
raschere und breitere Wirkung haben als berufsbil­
dende Einzelprogramme ; sie sollten jedoch eher als
eine Möglichkeit zur Ergänzung der beruflichen
Ausbildungsprogramme angesehen werden als ein
Ersatz für sie . Besondere Arbeitsbeschaffungspro­
gramme können eine höhere Gewähr für die Schaf­
fung zusätzlicher Arbeitsplätze bieten, doch sind
diese Möglichkeiten durch die Belastungen für den
Staatshaushalt und das Ziel , die Zahl der öffentli­
chen Bediensteten zu begrenzen, eingeschränkt .

EiYiige Mitgliedstaaten , insbesondere Deutschland,
haben breit angelegte Berufsbildungs- und Arbeitser­
fahrungsprogramme für Schulabgänger eingeführt .
Diese Programme könnten an anderer Stelle weiter­
entwickelt werden , und zwar besonders zur Ausbil­
dung in Berufen , die heute stärker nachgefragt wer­
den , wie im Bereich der Energieeinsparung und in
vielen Dienstleistungsberufen . Der budgetäre Spiel­
raum für öffentliche Ausgaben ist natürlich sehr
eng, doch ist die Zweckmäßigkeit derartiger Ausga­
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III . DIE WIRTSCHAFTSPOLITIK DER
MITGLIEDSTAATEN

In Dänemark hat die im Laufe der letzten Jahre zu
verzeichnende erhebliche Verschlechterung der Lei­
stungsbilanz die zuständigen Instanzen im Dezem­
ber 1979 veranlaßt, ein Sparprogramm einzuleiten ,
um die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu ver­
bessern . Aufgrund der ungünstigen Entwicklung der
Austauschrelationen und infolge der gestiegenen
Lasten aus der Auslandsverschuldung setzte sich die
Verschlechterung 1980 fort, was im Mai dieses Jah­
res eine Verschärfung der restriktiven Maßnahmen
erforderlich machte und zur Annahme eines mehr­
jährigen Wirtschaftsprogramms führte .

Das 1980 festzustellende Nachlassen der Wirt­
schaftstätigkeit (Rückgang des realen Bruttoinlands­
produkts um etwa 1 %), das mit einem Anstieg der
Arbeitslosigkeit einhergeht, beruht im wesentlichen
auf einer Schrumpfung der Inlandsnachfrage, die
teilweise von den vor allem auf den privaten Ver­
brauch durchschlagenden restriktiven Maßnahmen
ausgelöst wurde .

Die Aussichten für 1981 lassen eine schrittweise
Abflachung des Rückgangs der Inlandsnachfrage
sowie eine Verlangsamung des Preisauftriebs erwar­
ten , während die Zahlungsbilanzlage auch bei Ein­
treten der vorhergesehenen Verbesserung weiterhin
problematisch bleibt . Um das außenwirtschaftliche
Gleichgewicht dauerhaft wiederherzustellen , dürfte
es unvermeidlich sein , daß eine Verringerung der
verfügbaren Pro-Kopf-Einkommen über mehrere
Jahre hinweg von der Bevölkerung getragen wird .
Im Gleichlauf mit dem Einsatz restriktiver steuerli­
cher Maßnahmen scheint sich die Lohnentwicklung
nunmehr abzuschwächen . Es ist unerläßlich, daß die
Sozialpartner bei den Verhandlungen über die
neuen Kollektivabkommen , die Anfang 1981 in
Kraft treten sollen, eine gemäßigte Haltung einnah­
men .

Die Entscheidung für eine nachhaltige binnenwirt­
schaftliche Anpassung mit dem Ziel , die außenwirt­
schaftliche Lage zu verbessern, macht es erforder­
lich , die Geld- und Kreditpolitik vor allem auf eine
strikte Kontrolle der internen Liquidität auszurich­
ten , was in Anbetracht der übrigen Sachzwänge
zweifellos bedeutet, daß die Zinssätze 1981 auf ver­
hältnismäßig hohem Niveau zu halten sind .

In Übereinstimmung mit dem kürzlich verabschie­
deten Mehrjahresprogramm wird die Haushaltspoli­
tik im kommenden Jahr zu Kürzungen bei den ver­
anschlagten Ausgaben des Staates und zu einer wei­
teren Anhebung der direkten Steuern führen, wobei
ein gewisser Spielraum für spezifische Maßnahmen
zur Verbesserung der Arbeitsmarktlage freigelassen
wird . Steuerliche Anpassungen könnten jedoch in
Betracht gezogen werden, und zwar insbesondere im
Zusammenhang mit den anstehenden Lohnverhand­
lungen, soweit sie zu einer Dämpfung der Inlands­
nachfrage beitragen .

Der Nettofinanzierungsbedarf des Zentralstaats (auf
Kassenbasis), der sich 1980 auf 22 Milliarden Dkr
(oder 5,8 % des Bruttoinlandsprodukts) beläuft , wird
für 1981 auf 25,2 Milliarden Dkr (6,1 % des Brut­
toinlandsprodukts) veranschlagt . Eine strikte Haus­
haltsführung dürfte erforderlich sein , um den Finan­
zierungsbedarf des Gesamtstaats auf 4 % des Brut­
toinlandsprodukts zu begrenzen .

Das Mehrjahresprogramm zur Belebung der Wirt­
schaft bildet den geeigneten Rahmen , um den
Anpassungsprozeß der Wirtschaftsstrukturen fortzu­
setzen mit dem Ziel , die Wettbewerbsfähigkeit des
Landes sowie gleichzeitig die Finanzlage der Unter­
nehmen zu verbessern . Außerdem sollten die Bemü­
hungen um eine bessere Energieversorgung verstärkt
werden , und zwar insbesondere durch eine
beschleunigte Erschließung der Erdöllagerstätten in
der Nordsee .

In der Bundesrepublik Deutschland hat sich die Wirt­
schaftsaktivität im zweiten Quartal deutlich ver­
langsamt . Es ist daher damit zu rechnen , daß im
Jahresdurchschnitt 1980 das Wachstumsziel des rea­
len Bruttosozialprodukts von 2 V2 v. H. nicht ganz
erreicht wird . Das Leistungsbilanzdefizit , das gegen­
wärtig knapp 2 v . H. des Bruttoinlandsprodukts ent­
spricht , wird sich voraussichtlich nicht weiter ver­
schlechtern .

Die Wirtschaftsaktivität dürfte sich Anfang des Jah­
res 1981 allmählich wiederbeleben. Die private Ver­
brauchsnachfrage könnte von dem im Juli beschlos­
senen Steuerentlastungsprogramm begünstigt wer­
den , was 1981 rund 12 Milliarden DM oder 1,2 v . H.
des verfügbaren Einkommens der privaten Haus­
halte ausmachen wird .

Die deutsche Wirtschaft muß auf einem gleichge­
wichtigen und stetigen Wachstumspfad bleiben .
Dies erfordert, das bestehende günstige Investitions­
klima aufrechtzuerhalten und abrupte Entscheidun­
gen in der Budgetpolitik zu vermeiden . Zur Stär­
kung der privaten Investitionsnachfrage könnten die
kürzlich beschlossenen Steuerentlastungen sowie
die Maßnahmen zur Energieeinsparung und Ent­
wicklung anderer Energiequellen als Mineralöl ,
mehr aber noch der Abbau administrativer und fis­
kalischer Hemmungen und eine zurückhaltende
Lohnpolitik , beitragen .

Auch im Jahr 1981 wird das Defizit in der Lei­
stungsbilanz wahrscheinlich noch beträchtlich —
wenn auch kleiner als 1980 — bleiben und den
Spielraum der Geldpolitik weiterhin einengen . Die
Notwendigkeit, die Finanzierung des Zahlungsbi­
lanzdefizits zumindest teilweise durch den privaten
Kapitalverkehr zu sichern , läßt nur begrenzte Mög­
lichkeiten, den restriktiven Kurs in der Geldpolitik
zu mäßigen . Der enge Spielraum der Geldpolitik
sollte jedoch aufs äußerste genutzt werden, um zu
verhindern , daß die Zinssätze die Investitions- und
Bautätigkeit einschränken .
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Die Grundlinie der Haushaltspolitik sollte auf den
schrittweisen Abbau des Defizits des öffentlichen
Sektors gerichtet sein . Kurzfristig könnte als Gegen­
gewicht zu dem sich verlangsamenden Wachstum
allerdings noch ein vorübergehender Anstieg akzep­
tiert werden . Die aufgrund des schwächeren Wirt­
schaftswachstums möglichen Einnahmeausfälle
sollten hingenommen werden, um eine weitere
Abschwächung zu vermeiden .

Unter diesen Bedingungen wird 1981 das Netto­
Finanzierungsdefizit des öffentlichen Sektors insge­
samt (einschließlich Sozialversicherung), das 1980
bei etwa 3 v . H. des Bruttosozialprodukts liegen
drüfte , erheblich höher ausfallen .

Die Ausgaben der öffentlichen Haushalte , deren
Steigerungsrate 1981 geringer sein wird als bisher (4
bis 5 v . H.), sollten soweit wie möglich mit Vorrang
auf öffentliche Investitionen orientiert werden . Ein­
dringliche Anstrengungen sollten beim Abbau von
Subventionen, die zur Erhaltung veralteter Indu­
striestrukturen u . ä . dienen , in Erwägung gezogen
werden .

Bei Fortsetzung der mäßigen Lohnforderungen im
nächsten Jahr könnte die Inflationsrate weiter
gedämpft werden . Damit würde eine der wichtigsten
Voraussetzungen für die Wiederbelebung der
Wachstumskräfte erfüllt werden .

In Frankreich sollte die Wirtschaftspolitik in ausge­
wogenem Verhältnis die Wiederherstellung der wirt­
schaftlichen Gleichgewichte und die Wiederbele­
bung des seit dem zweiten Quartal 1980 unterbro­
chenen Wachstums anstreben . Bei dieser Strategie
ist dem Erfordernis Rechnung zu tragen , die Wett­
bewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu erhalten, die
durch das Anhalten des bis zum Sommer zu be­
obachtenden Preistrends beeinträchtigt werderi
könnte . Der schrittweise Abbau des außenwirt­
schaftlichen Defizits , das seit Ende 1979 zu ver­
zeichnen ist, erfordert, daß das nunmehr erwartete
Anziehen der Inlandsnachfrage von einer noch aus­
geprägterenVerbesserung der realen Handelsbilanz
begleitet wird . Hauptziel ist es daher, den Infla­
tionsabbau zu beschleunigen , wobei für Maßnah­
men zur Stützung der Nachfrage nur ein begrenzter
Spielraum bleibt .

Allerdings dürfte die Haushaltspolitik etwas in diese
Richtung wirken . Im Haushalt für 1981 sind näm­
lich Steueranreize für Investitionen der Unterneh­
men vorgesehen ; außerdem wird die gesamte Abga­
benbelastung der privaten Haushalte etwas gemil­
dert, da die Steuerlast sich mäßigt — eines der
markanten Kennzeichen dieses Haushalts — und
insbesondere ab Februar 1981 der 1979 eingeführte
Sonderbeitrag zur Sozialversicherung wegfallen
wird . Damit wird , trotz der strengen Ausgabenbe­
wirtschaftung, das Finanzierungsdefizit des Gesamt­
staats von weniger als 1 % im Jahr 1980 auf über

1,5% des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 1981
ansteigen . Darüber hinaus ist im Haushalt vorgese­
hen , daß zusätzliche Investitionsausgaben geleistet
werden können , wenn es die Konjunktur im Jahres­
verlauf erfordert .

Die Geld - und Kreditpolitik müßte dagegen noch
straffer gehandhabt werden . Die Behörden beabsich­
tigen , die Liquiditätsrate der Wirtschaft noch weiter
einzuengen , indem sie die Obergrenze für das Geld­
mengenwachstum im Jahr 1981 auf 10% festsetzten .
Die Einhaltung dieser Zielgröße bedingt die Beibe­
haltung eines beträchtlichen Unterschieds zwischen
den kurzfristigen Zinssätzen einerseits und den mit­
tel - und langfristigen Zinssätzen andererseits, um
die Sparneigung noch zu fördern .

Indessen hängt die Rückkehr zu einem kräftigeren
Wachstum hauptsächlich davon ab, wie rasch die
Wirtschaftsstrukturen an die Entwicklung des inter­
nationalen Umfelds angepaßt werden . Die wichtig­
sten Erfordernisse dieser Anpassung sind die Mäßi­
gung des Energieverbrauchs und die Verringerung
der Abhängigkeit vom Erdöl , die Umstrukturierung
der Industrie zugunsten der zukunftsträchtigen Sek­
toren und vor allem die Anhebung des technologi­
schen Niveaus der Produktionsmethoden . In dieser
Richtung wurden bereits geeignete Maßnahmen ein­
geleitet, die zielstrebig fortgeführt werden müssen .
Der Erfolg dieser Bemühungen ist eine grundle­
gende Voraussetzung für die langfristige Verbesse­
rung der Beschäftigungslage . Ergänzend hierzu
wären jedoch spezifische Maßnahmen auf dem
Gebiet der Berufsausbildung zu treffen sowie
gewisse Umgestaltungen bei den Arbeitsbedingun­
gen vorzunehmen, die den Sachzwängen der Wett­
bewerbsfähigkeit angemessen sind .

In Irland hat sich das Wirtschaftswachstum in den
beiden letzten Jahren weiter verlangsamt, und in
jüngster Zeit ist auch ein Anstieg der Arbeitslosig­
keit zu verzeichnen . Obwohl sich die laufende Zah­
lungsbilanz 1980 verbessert hat, muß doch noch mit
einem großen Defizit gerechnet werden (ungefähr
7 % des BIP verglichen mit 10 % in 1979).

Die Verschlechterung der „Terms of Trade", der
begrenzte Beitrag der heimischen Energiequellen
und das sehr langsame Wachstum der westlichen
Volkswirtschaften haben es unmöglich gemacht , die
vor einigen Jahren festgelegten gesamtwirtschaftli­
chen mittelfristigen Ziele zu erreichen . Gleichzeitig
haben hierzu aber auch inländische Faktoren , wie
die Kosten - und Preisexplosion (Lohnerhöhung je
Beschäftigten um 23 % und Anstieg der Verbrau­
cherpreise um 18% in 1980) sowie anhaltend hohe
Haushaltsdefizite , in erheblichem Maße beigetra­
gen .

Um den jüngsten Änderungen des wirtschaftlichen
Umfeldes Rechnung zu tragen , sollten die Behörden
die globale Wirtschaftspolitik umorientieren und
auf längerfristige Ziele abgestellte Maßnahmen
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ergreifen . Hierbei sind die Behörden allerdings mit
den Ergebnissen des jüngst abgeschlossenen Vor­
schlags für einen nationalen Pakt, der sehr starke
Lohn - und Gehaltserhöhungen bei gewissen gleich­
zeitigen Steuererleichterungen vorzieht, konfron­
tiert .

Wegen des Gegensatzes zwischen den verzögerten
Wirkungen der Preisdynamik auf die Ausgaben und
der unmittelbaren Wirkungen einer langsameren
Nominalentwicklung auf die Einnahmen können
aber in diesem Zusammenhang vom Haushaltsvoll­
zug 1981 nur begrenzte Ergebnisse erwartet werden .
Außerdem wird der Wiederaufbau der erdbebenge­
schädigten Gebiete schwer auf den öffentlichen
Finanzen lasten . Der Finanzierungsbedarf der
öffentlichen Verwaltungen — ausgedrückt als Anteil
des Bruttoinlandsprodukts — dürfte daher gegen­
über 1980 zunehmen . Er müßte auf jeden Fall unter
10% bleiben, während das Defizit des erweiterten
öffentlichen Sektors ( ! ) 12 % des BIP nicht überstei­
gen sollte . Zur Erreichung dieser Ziele bedarf es
zusätzlich zu den von der Regierung im Juli festge­
legten Maßnahmen weiterer Einsparungen . Selbst
wenn das öffentliche Defizit in den beschriebenen
Grenzen gehalten wird , dürfte es immer noch zu
ernsthaften Spannungen auf den Kapitalmärkten
führen , da die Antiinflationspolitik es notwendig
macht, mit Entschiedenheit das Ziel einer Liquidi­
tätsverknappung der Wirtschaft zu verfolgen . Des­
halb ist es angebracht, verstärkt eine wachsende
nichtmonetäre Finanzierung des Schatzamtes und
der Unternehmen sicherzustellen und die Maßnah­
men der Kreditbegrenzung zu verschärfen .

Trotzdem wäre es notwendig, den für 1981 festgeleg­
ten Finanzierungsbedarf des Zentralstaats im Ver­
gleich zu dem wahrscheinlichen Ergebnis in der
Größenordnung von mindestens 13% des BIP für
1980 zu verringern . Dabei muß jedoch gleichzeitig
der Notwendigkeit, das Investitionsniveau beizube­
halten und die Beschäftigung zu stützen , Rechnung
getragen werden . Angesichts der bisher zu beobach­
tenden erheblichen Abweichung beim Haushalts­
vollzug 1980 (die nur teilweise der Wirkung automa­
tischer Stabilisatoren zugeschrieben werden kann)
und in Anbetracht der auf das Gesamtjahr entfallen­
den Kosten einiger im Februar gewährter Steuerer­
leichterungen sind hierzu durchschlagende Ausga­
benkürzungen und voraussichtlich neue steuerliche
Maßnahmen erforderlich . Besonders wichtig ist es ,
den Haushaltsfehlbetrag in laufender Rechnung zu
verringern , um die Möglichkeiten für Infrastruktur­
ausgaben zu erweitern , da etwa die Hälfte der Inve­
stitionen unmittelbar auf das öffentliche Investi­
tionsprogramm — zu dem die Gemeinschaft einen
beachtlichen Beitrag leistet — entfällt und der Rest
wesentlich von ihm beeinflußt wird . Im Rahmen
dieses Programms sollten vor allem Maßnahmen zur
Verbesserung der Energiebilanz gefördert werden .

Diese Politik und die sich aus ihr ergebenden hohen
Zinssätze werden den Unternehmen finanzielle
Zwänge auferlegen , die Maßnahmen zur Erleichte­
rung ihrer Kostensituation erfordern . Dies könnte
durch angemessene Anpassung der Indexierungs­
mechanismen oder andere Maßnahmen mit gleicher
Wirkung geschehen .Die restriktive Geld- und Kreditpolitik, unterstützt

durch eine Verbesserung der öffentlichen Finanzen ,
sollte 1981 nicht gelockert werden , sondern weiter­
hin auf ein verbessertes außenwirtschaftliches
Gleichgewicht ausgerichtet bleiben .

Schließlich sollte darauf geachtet werden , daß die
produktiven Investitionen nicht bleibend unter den
negativen Auswirkungen dieser Anpassungspolitik
leiden . Ohne verstärkte Investitionen im Unterneh­
mensbereich ist in der Tat die Anpassung an den
internationalen Kontext nicht denkbar. Diese letz­
tere schafft die Voraussetzungen für die zukünftigen
Wachstumsmöglichkeiten der Volkswirtschaft und
impliziert , unter anderem, die Verringerung der
Abhängigkeit vom Erdöl , die Erneuerung und
Umwandlung der Industriestrukturen in Richtung
auf Sektoren mit hoher Technologie, verstärkte For­
schungsarbeiten und eine bessere interregionale Ver­
teilung der Produktivität . Diesem Ziel muß zusam­
men mit der entsprechenden Notwendigkeit für
einen angemessenen Grad an Berufsaus- und
-umbildung der Vorrang bei der allgemeinen Aus­
richtung der mittelfristigen Politik gegeben werden .
Insbesondere sollte dies auch bei der Prüfung der
staatlichen Subventionspolitik berücksichtigt wer­
den .

In Italien sollte das vorrangige Ziel der Wirtschafts­
politik darin bestehen , die sich im Rahmen der
Konjunkturabschwächung spontan abzeichnende
Entwicklung in Richtung auf ein Nachlassen des
Inflationsdrucks und der Verringerung des Außen­
defizits zu verstärken . Die erwartete Verlangsamung
des Kosten- und Preisauftriebs in 1981 — 15% im
Laufe des Jahres bei den Verbraucherpreisen — bie­
tet keine Garantie dafür, daß die erwartete Wieder­
belebung des Verbrauchs mit einer angemessenen
Verbesserung der reellen Handelsbilanz einhergeht .
Eine Kombination von strenger Nachfragepolitik
und direkter Einwirkung auf die Preise wird deshalb
notwendig sein , um die Inflation in nächster
Zukunft deutlich zu bremsen . Diese Politik muß um
so strenger sein , als sie es unter Vermeidung einer
Steigerung der inflationistischen Tendenzen ermög­
lichen soll , die für den Wiederaufbau der durch das
Erdbeben im November 1980 geschädigten Gebiete
erforderlichen Mittel aufzubringen . (') Nach der Definition der EG.
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In den Niederlanden stellt sich bei der Belebung
der Wirtschaftstätigkeit — deren Wachstum 1980
und wahrscheinlich auch 1981 nahe bei Null liegen
wird — in erster Linie das Problem der Umwand­
lung der noch weitgehend auf die Verfügbarkeit
relativ preisgünstiger Energiequellen ausgerichteten
Wirtschaftsstrukturen , die infolgedessen einen
erheblichen Investitionsaufwand erfordert .

Außerdem müßte die Entwicklung der Preise , die
1980 trotz der Verteuerung des Erdöls in ziemlich
gemäßigten Bahnen verlaufen ist , sowie diejenige
der realen Kosten in engen Grenzen gehalten wer­
den , und zwar sowohl zur Sicherung des außenwirt­
schaftlichen Gleichgewichts als auch zur Verbesse­
rung der Arbeitsmarktlage . Die von der Regierung
nach dem Scheitern der Lohnverhandlungen in Aus­
sicht genommenen Maßnahmen (Begrenzung der
automatischen Lohnanpassung mit teilweisem Aus­
gleich durch Steuererleichterungen und Erhöhung
gewisser Sozialleistungen) gehen in dieser Richtung .

Die Haushaltsstrategie des Jahres 1981 muß auf eine
Verringerung des Defizits ausgerichtet sein . Eine
Verringerung des Haushaltsfehlbetrags — zumindest
im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt — soll vor
allem die Finanzierung der privaten Investitionen
ohne übermäßige Belastungen ermöglichen und
über ihre makroökonomische Auswirkung zum Aus­
gleich der Leistungsbilanz beitragen .

Durch strikte Begrenzung der Ausgaben , und zwar
insbesondere auf dem Gebiet der sozialen Übertra­
gungen sowie beim öffentlichen Verbrauch, soll
erreicht werden, sowohl einen gewissen Spielraum
für spezifische Maßnahmen zugunsten der Beschäf­
tigungslage , der Energieversorgung und des Woh­
nungsbaus zu schaffen als auch unter Berücksichti­
gung der vom Haushaltssaldo ausgehenden Sach­
zwänge eine Verstärkung des Steuerdrucks oder eine
Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge zu ver­
meiden .

Im Haushaltsentwurf für 1981 ist vorgesehen, die
Ertragslage der Unternehmen dadurch zu verbes­
sern , daß die im kommenden Jahr aus der Ausfuhr
von Erdgas anfallenden Mehreinnahmen für Steu­
ererleichterungen und Anreize für Direktinvestitio­
nen verwendet werden . Insgesamt gesehen ist es
angezeigt , den Finanzierungsbedarf der öffentlichen
Verwaltungen insgesamt innerhalb der Grenzen von
4,8 % des Bruttoinlandsprodukts zu halten .

Die derzeitige Ausrichtung der Geld- und Kreditpo­
litik sollte in ihren großen Umrissen beibehalten
werden , um den internen Liquiditätszuwachs zu
begrenzen und um dem Gulden , vor allem über die
Zinspolitik, eine angemessene Position im Europä­
ischen Währungssystem zu sichern .

In Belgien hat das Defizit der Leistungsbilanz in den
letzten Jahren ständig zugenommen ; es könnte 1981

5 % des Bruttoinlandsprodukts erreichen, und zwar
trotz der für das kommende Jahr zu erwartenden
Wachstumsstagnation und eines mäßigen Preisan­
stiegs .

Der Fortbestand eines Defizits solchen Umfangs
könnte nach und nach zu einem unüberwindlichen
Hindernis für einen angemessenen Wirtschaftsauf­
schwung sowie für eine Verringerung der Arbeitslo­
sigkeit werden , deren Ausweitung sich vielmehr
1981 fortzusetzen droht .

Angesichts der Hauptursachen für das außenwirt­
schaftliche Ungleichgewicht — insbesondere der
unzureichende Ausfuhranteil der dynamischen Wirt­
schaftsbereiche und das hohe Niveau der Produk­
tionskosten — können die zu ergreifenden Maßnah­
men nur Erfolg haben, wenn sie über eine Reihe von
Jahren fortgesetzt werden .

Diese Maßnahmen sind zunächst auf den Haushalt
des Zentralstaats abzustellen, dessen Fehlbetrag zu
verringern ist, um den von der Verbrauchsnachfrage
ausgehenden Druck zu senken , und der einer Struk­
turänderung bedarf, damit die globalen Produk­
tionsbedingungen sich verbessern .

Die Absicht der Regierung, 1981 den Anteil des
Kassendefizits aller öffentlichen Verwaltungen am
Bruttoinlandsprodukt um einen Prozentpunkt zu
senken , sollte daher erhärtet werden . Die damit ver­
bundenen Ausgabenkürzungen und -Umschichtun­
gen dürften zu einer Begrenzung des Wachstums der
verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte
beitragen . Die im Haushaltsentwurf des Zentral­
staats für 1981 vorgesehene Rückführung des Netto­
kassenfehlbetrags von 254 Milliarden bfrs (7,3 % des
Bruttoinlandsprodukts) im Jahr 1980 auf 242 Milli­
arden (6,6%) im Jahr 1981 wird jedoch allein nicht
ausreichen , um diese Zielsetzung zu verwirklichen ,
zumal die Steuereinnahmen gegenüber den
ursprünglichen Vorausschätzungen erheblich zu­
rückbleiben werden . Von vorrangiger Bedeutung ist
es , die Sparmaßnahmen auf die übrigen öffentlichen
Körperschaften auszudehnen sowie vor allem das
finanzielle Gleichgewicht der Sozialversicherung
wiederherzustellen .

Die Geld- und Kreditpolitik müßte weiterhin strikt
gehandhabt werden, um eine zu starke Abweichung
gegenüber den anderen Währungen des Europä­
ischen Währungssystems zu verhindern, die sich
ungünstig auf die Preis - und Kostenentwicklung
auswirken würde . Erst nach einer spürbaren Verrin­
gerung des Defizits der Zahlungsbilanz und desjeni­
gen der öffentlichen Finanzen wird das damit ein­
hergehende Nachlassen der Spannungen auf den
Geld- und Kapitalmärkten eine Lockerung dieser
Politik gestatten .

Durchgreifende Maßnahmen mit dem Ziel , die Pro­
duktionsbedingungen zu verbessern und die Anpas­
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sung der Wirtschaftsstrukturen zu -fördern , müßten
in erster Linie darauf ausgerichtet sein , die Produk­
tionskosten zu senken, was dazu beitragen würde,
die Wettbewerbsfähigkeit der belgischen Erzeug­
nisse zu stärken sowie die Ertragslage der Unterneh­
men und damit ihre Investitionskapazität zu verbes­
sern . Zu diesem Zweck schlägt die Regierung eine
Reihe von Maßnahmen vor, die auf eine Stabilisie­
rung der Reallöhne während zweier Jahre abzielen .

In Luxemburg hat sich die Wirtschaftstätigkeit 1980
verlangsamt und wird sich 1981 unter dem Einfluß
der — vor allem in der Eisen - und Stahlindustrie —
wenig günstigen außenwirtschaftlichen Konjunktur,
welche die Probleme auf dem Arbeitsmarkt ver­
schärft , weiter abflachen . Andererseits dürfte der
Preisauftrieb in den nächsten Monaten deutlich
nachlassen . Der kürzlich eingebrachte Haushaltsent­
wurf des Zentralstaats weist einen Nettofinanzie­
rungssaldo von 1,7 % des Bruttoinlandsprodukts aus
( 1980 : 1 %). Es sollte darauf geachtet werden , den
Saldo innerhalb dieser Grenze zu halten , um das
binnenwirtschaftliche Gleichgewicht weiter zu festi­
gen ; gleichzeitig ist dafür Sorge zu tragen , daß
zusätzliche Maßnahmen eingeleitet werden , um die
Beschäftigungslage zu verbessern , die Industrie zu
diversifizieren und zu stärken sowie die öffentlichen
Investitionen auf hohem Niveau zu halten .

Für 1981 wird ein weiterer Rückgang der Produktion
um etwa 1 % erwartet . Es ist jedoch ganz eindeutig,
daß die starken Rezessionskräfte und der hohe
Pfundkurs zur Mäßigung der Lohn - und Preissteige­
rungen beitragen, und daher ein weiteres Absinken
des Anstiegs der Verbraucherpreise vorhergesehen
werden kann .

Die Währungs- und Haushaltspolitik waren weniger
restriktiv als ursprünglich beabsichtigt . So wird der
Finanzierungsbedarf des öffentlichen Sektors nach
den jüngsten amtlichen Schätzungen im Haushalts­
jahr 1980—1981 den Betrag von 8,5 Milliarden
Pfund, der bei Vorlage des Haushalts im März vor­
hergesehen wurde, erheblich überschreiten . Das
Wachstum des Geldvolumens (Sterling M3) liegt
deutlich über der Zielmarge von 7 bis 11 %, die für
den Zeitraum Februar 1980/April 1981 als jährliche
Zuwachsrate festgelegt worden war. Diese Entwick­
lung war teilweise zurückzuführen auf die Aufhe­
bung des „Korsetts" ( J ) für Bankdarlehen . Das Zins­
niveau ist hoch geblieben . Eine Reihe von Faktoren
hat zur Festigkeit des Pfundes beigetragen , unter
anderem das Nordseeöl , die feste Steuer- und Wäh­
rungspolitik der Regierung, Zuflüsse von OPEC­
Geldern , die Umkehr in der Leistungsbilanz und
hohe Nominal-Zinssätze im Vereinigten Königreich .

Die Finanzpolitik für das nächste Finanzjahr muß
unter den Rahmenbedingungen der mittelfristigen
Finanzstrategie (MTFS) gesehen werden . Diese
betont, daß man sich bei der Verringerung der Geld­
mengenzunahme nicht in zu starkem Maße auf hohe
Zinsen verlassen sollte und, daß der Trend beim
Finanzierungsbedarf des öffentlichen Sektors , aus­
gedrückt als Anteil des Bruttoinlandsprodukts , nach
unten zeigen muß . Daraus ergibt sich , daß der
Handlungsspielraum für 1981 — 1982 sehr begrenzt
sein wird . Vor dem Hintergrund eines weiteren
Rückgangs von Produktion und Inflation könnte
jedoch eine nach oben gerichtete zyklische Abwei­
chung des Finanzierungsbedarfs des öffentlichen
Sektors von den in der mittelfristigen Finanzstrate­
gie vorgegebenen 3 % in 1981 — 1982 erlaubt werden .

Die Wiedererlangung eines gleichgewichtigen Wirt­
schaftswachstums erfordert eine Verbesserung der
Unternehmensrentabilität und demzufolge eine Ver­
ringerung des Kostendrucks, damit diejenigen Inve­
stitionen , die zur Modernisierung der Industrie- und
Handelsstrukturen notwendig sind, angespornt wer­
den .

Die Behörden sollten ihrerseits die Infrastrukturin­
vestitionen des öffentlichen Sektors , deren Volumen
in den letzten Jahren erheblich zurückgegangen ist,
wieder erhöhen , soweit es sich um Investitionen
handelt, die das Produktionspotential verbessern .

Im Vereinigten Königreich ist die Wirtschaftspolitik
darauf ausgerichtet, die Inflationsrate deutlich zu
senken ; dies gilt als eine Vorbedingung für eine Ver­
besserung der Produktionsstruktur und die Rück­
kehr zum Wirtschaftswachstum . Dem währungspoli­
tischen Instrumentarium, das im Rahmen einer mit­
telfristigen Finanzstrategie mit dem Ziel eingesetzt
wird , das Wachstum des Geldvolumens allmählich
zu verlangsamen , kommt im Rahmen dieser Politik
eine beherrschende Rolle zu .

Diese Politik würde 1980 vor dem Hintergrund einer
rückläufigen Wirtschaftstätigkeit und starker infla­
tionistischer Spannungen durchgeführt .

Das Bruttoinlandsprodukt könnte 1980 um fast 3 %
abnehmen . Bis jetzt hat die Jahreszuwachsrate der
Durchschnittslöhne ungefähr 20 % erreicht . Die
Inflationsrate — über 20 % im Jahresvergleich wäh­
rend der ersten Monate 1980 — ist anschließend
spürbar gesunken . Der Produktionsrückgang ging
mit einer deutlichen Verbesserung der Zahlungsbi­
lanzposition einher, da das Einfuhrvolumen fiel ,
während das Wachstum der Ausfuhr trotz des festen
Pfunds recht lebhaft blieb . Da sich für das Verei­
nigte Königreich — im Unterschied zu anderen
Industrieländern — überdies die „Terms of Trade"
deutlich verbesserten, ist zu erwarten, daß die Lei­
stungsbilanz 1980 mit einem Überschuß abschließen
wird . Infolge der rückläufigen Wirtschaftstätigkeit
nimmt die Arbeitslosigkeit nunmehr stark zu .

( J ) Bezeichnung für ein System der Begrenzung der Aus­
weitung verzinslicher reservepflichtiger Bankverbind­
lichkeiten .
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Die wirtschaftspolitischen Leitlinien für Griechen­
land werden erstmalig nach Aufnahme des neuen
Mitgliedstaats in die Gemeinschaft am 1 . Januar
1981 anläßlich der ersten Beratung des Rates über
die Wirtschaftslage im Jahr 1981 festgelegt .

Gefahr, daß die Inflation und namentlich die
Ölpreise, gerade unter den gegenwärtigen Umstän­
den mit einer teilweise unterbrochenen Ölversor­
gung, neuen Auftrieb erhielten . Es könnte dann
durchaus sein , daß die Nachfrage durch die neu
angefachten inflationären Erwartungen und die dar­
aus folgende vermehrte vorsorgliche Spartätigkeit
der privaten Haushalte früher oder später zurück­
zurück­

Viel spricht hingegen für eine raschere Anpassung
der Gemeinschaftswirtschaft . Dazu gehören inten­
sive Anstrengungen zur Einsparung und Substitu­
tion von Öl , ein wirkungsvolleres Funktionieren der
Marktmechanismen und umfangreichere Investitio­
nen in neuen produktiven Unternehmen . Daneben
sind flankierende Maßnahmen zur Schaffung ange­
messener Infrastrukturen und zur verstärkten fachli­
chen , den neuen Berufsanforderungen angemesse­
ner Ausbildung vorzusehen . Die Forderungen nach
protektionistischen Maßnahmen in einer Situation
fundamentaler und schmerzhafter wirtschaftlicher
Veränderungen sollten abgewehrt werden , da es sich
dabei um wirkungslose , kurzfristige Überbrückungs­
maßnahmen handelt . Das erfordert allerdings auch
einen vergleichbaren Zugang zu den Märkten unse­
rer Handelspartner. Die positiven Anpassungsbe­
mühungen müssen auch eine umfassende Reform
der öffentlichen Finanzen einschließen (insbeson­
dere in bestimmten Mitgliedstaaten). Große Verant­
wortung für die Verlangsamung der Inflation und
für eine das Wachstum des Produktionspotentials
fördernde Einkommensverteilung kommt den Sozi­
alpartnern zu ; in dieser Hinsicht sind die notwendi­
gen Anpassungen an die Realitäten des neuen
Ölschocks noch nicht in allen Mitgliedstaaten
'akzeptiert worden .

Die Gemeinschaft wird sich in den nächsten Mona­
ten näher damit zu . befassen haben, ob diese
Anstrengungen angemessen sind und ob das Niveau
der mittelfristigen Anpassungsziele plausibel ist
(namentlich bei der Prüfung der nationalen Energie­
programme zur Erleichterung der Zielwerte der
Gemeinschaft für 1990 und bei der Vorbereitung des
fünften mittelfristigen Programms für 1980-1985).

IV. SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die Wirtschaftslage ist offensichtlich so ernst, daß
sie eher eine aktive als eine passive Wirtschaftspoli­
tik verlangt . Die Dosierung der einzelnen Instru­
mente muß jedoch sorgfältig abgewogen werden , da
unüberlegte politische Reaktionen die Lage nur
noch verschlimmern würden .

Auf der Grundlage der derzeitigen Aussichten soll­
ten die Anstrengungen zur Senkung der Inflation ,
Einsparung von Öleinfuhren und Fortführung der
übrigen notwendigen Strukturänderungen in der
Wirtschaft der Gemeinschaft verstärkt werden , und
die zyklische Nachfragesteuerung sollte nur eine
gewisse Unterstützung liefern .

Es sieht in der Tat so aus , als ob der zweite
Ölschock erfolgreicher bewältigt werden könnte als
der erste von 1973 , wenn man die Produktionsein­
bußen sowie die Beschleunigung und Divergenz der
Inflation betrachtet . Wenn es der Wirtschaft der
Gemeinschaft gelingt , Anfang 1981 auf den Pfad
einer allmählich wachsenden Produktion sowie
abnehmender Und konvergierender Inflationsraten
zurückzufinden , so wäre dies ein erster positiver
Schritt auf dem vor uns liegenden langen Weg zur
Anpassung.

Man mag sich fragen , ob noch mehr getan werden
kann , um schon 1981 und auf längere Sicht bessere
Ergebnisse zu erzielen .

Wenn damit eine beträchtlich raschere oder stärkere
Lockerung der Nachfragesteuerung gemeint ist , so
lautet die Antwort nach Ansicht der Kommission
vorläufig nein . Es bestände dann nämlich große


